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Gesetz
Uber die Steuern des Kantons und der Gemeinden
(Steuergesetz, StG)

Anderung vom 26. Juni 2019*

Der Landrat von Nidwalden,
gestutzt auf Art. 32 und 60 der Kantonsverfassung,

beschliesst:

l.
Das Gesetz vom 22. Marz 2000 iber die Steuern des Kantons und der
Gemeinden (Steuergesetz, StG)? wird wie folgt geandert:

Il EINKOMMENS- UND VERMOGENSSTEUERN

A. Steuerpflicht

1. Steuerliche Zugehdorigkeit und Umfang der Steuerpflicht

Art. 5 Abs. 1 Ziff. 3und Abs. 2 Ziff. 4 Wirtschaftliche Zugehérigkeit

1 Naturliche Personen ohne steuerrechtlichen Wohnsitz oder Aufenthalt im Kanton sind
aufgrund wirtschaftlicher Zugehorigkeit steuerpflichtig, wenn sie:
1. im Kanton Geschéftsbetriebe oder Betriebsstatten unterhalten;
2. an Grundsticken im Kanton Eigentum, dingliche Rechte oder diesen wirtschaftlich
gleichkommende personliche Nutzungsrechte haben;

3. mitim Kanton gelegenen Grundstiicken handeln.

2 Natirliche Personen ohne steuerrechtlichen Wohnsitz oder Aufenthalt in der Schweiz
sind erganzend zu Abs. 1 aufgrund wirtschaftlicher Zugehdrigkeit steuerpflichtig, wenn sie:
1. im Kanton eine Erwerbstéatigkeit austuben;

2. als Mitglieder der Verwaltung oder Geschéftsfihrung von juristischen Personen mit
Sitz oder Betriebsstatte im Kanton Tantiemen, Sitzungsgelder, feste Entschadigun-
gen, Mitarbeiterbeteiligungen oder &hnliche Vergltungen beziehen;

3. Glaubigerin oder Glaubiger beziehungsweise Nutzniesserin oder Nutzniesser von
Forderungen sind, die durch Grund- oder Faustpfand auf Grundstiicken im Kanton
gesichert sind;

4. im Kanton gelegene Grundstiicke vermitteln;
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5. Eigentlimerin oder Eigentiimer beziehungsweise Nutzniesserin oder Nutzniesser von
im Kanton verwaltetem Vermdgen sind;

6. Pensionen, Ruhegehalter oder andere Leistungen erhalten, die aufgrund eines friihe-
ren offentlichrechtlichen Arbeitsverhaltnisses von einer Arbeitgeberin oder einem Ar-
beitgeber oder einer Vorsorgeeinrichtung mit Sitz im Kanton ausgerichtet werden;

7. Leistungen aus schweizerischen privatrechtlichen Einrichtungen der beruflichen Vor-
sorge oder aus anerkannten Formen der gebundenen Selbstvorsorge mit Sitz oder Be-
triebsstétte im Kanton erhalten;

8. fur Arbeit im internationalen Verkehr an Bord eines Schiffes oder eines Luftfahrzeuges
oder bei einem Transport auf der Strasse Lohn oder andere Vergiitungen von einer
Arbeitgeberin oder einem Arbeitgeber mit Sitz oder Betriebsstatte im Kanton erhalten.

3 Als Betriebsstétte gilt eine feste Geschéaftseinrichtung, in der die Geschéftstatigkeit eines
Unternehmens oder ein freier Beruf ganz oder teilweise ausgetibt wird. Betriebsstétten sind
insbesondere Zweigniederlassungen, Fabrikationsstétten, Werkstatten, Verkaufsstellen,
standige Vertretungen, Bergwerke und andere Stétten der Ausbeutung von Bodenschétzen
sowie Bau- oder Montagestellen von mindestens zwolf Monaten Dauer.

B. Einkommenssteuer

1. Steuerbare Einkiinfte

Art. 21 Abs. 3 Selbststandige Erwerbstatigkeit
1. Grundsatz

1 Steuerbar sind alle Einklinfte aus einem Handels-, Industrie-, Gewerbe-, Land- und
Forstwirtschaftsbetrieb, aus einem freien Beruf sowie aus jeder anderen selbststandigen
Erwerbstétigkeit.

2 Zu den Einkinften aus selbststéandiger Erwerbstétigkeit z&hlen auch alle Kapitalgewinne
aus Verausserung, Verwertung oder buchmassiger Aufwertung von Geschéftsvermogen.
Der Verausserung gleichgestellt ist die Uberfiihrung von Geschaftsvermogen in das Privat-
vermoégen oder in ausléandische Betriebe beziehungsweise Betriebsstétten. Als Geschéfts-
vermoégen gelten alle Vermdgenswerte, die ganz oder vorwiegend der selbststandigen Er-
werbstéatigkeit dienen; gleiches gilt fur Beteiligungen von mindestens 20 Prozent am Grund-
oder Stammkapital einer Kapitalgesellschaft oder Genossenschaft, sofern die Eigentimerin
oder der Eigentimer sie im Zeitpunkt des Erwerbs zum Geschéftsvermoégen erklart.

3sFUr das Einkommen aus Patenten und vergleichbaren Rechten bei
selbststandiger Erwerbstatigkeit ist Art. 77a sinngemass anwendbar.

4 Fur Steuerpflichtige, die eine ordnungsgemasse Buchhaltung fuhren, gilt Art. 77 sinnge-
mass.

5 Gewinne aus der Verdusserung von Grundstiicken des Geschéftsvermogens werden in
dem Umfang den steuerbaren Einkiinften zugerechnet, in dem Erwerbspreis und wertver-
mehrende Aufwendungen, einschliesslich der Baukreditzinsen, den Einkommenssteuer-
wert Ubersteigen. Der restliche Gewinn unterliegt der Grundstiickgewinnsteuer.
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Art. 21b 2a. Teilbesteuerung der Einkiinfte aus Beteiligungen
des Geschéaftsvermégens

1Dividenden, Gewinnanteile, Liquidationsiiberschiisse und geldwerte
Vorteile aus Aktien, Anteilen an Gesellschaften mit beschrankter Haftung,
Genossenschaftsanteilen, Partizipationsscheinen, Beteiligungen an Koér-
perschaften gemass Art. 65 Abs. 1 Ziff. 2 sowie Gewinn aus der Ver-
ausserung solcher Beteiligungsrechte sind nach Abzug des zurechenba-
ren Aufwandes im Umfang von 50 Prozent steuerbar, wenn diese Betei-
ligungsrechte mindestens 10 Prozent des Grund- oder Stammkapitals ei-
ner Kapitalgesellschaft, Genossenschaft oder Kdorperschaft gemass
Art. 65 Abs. 1 Ziff. 2 darstellen.

2Die Teilbesteuerung auf Verdusserungsgewinnen wird nur gewahrt,
wenn die verausserten Beteiligungsrechte mindestens ein Jahr im Eigen-
tum der steuerpflichtigen Person oder des Personenunternehmens wa-
ren.

Art. 23 Abs. 2-7 Bewegliches Vermégen
1. Grundsatz

1 Steuerbar sind die Ertrage aus beweglichem Vermodgen, insbesondere:

1. Zinsen aus Guthaben, einschliesslich ausbezahlten Ertragen aus rickkaufsféhigen
Kapitalversicherungen mit Einmalpréamie im Erlebensfall oder bei Ruckkauf, ausser
wenn diese Kapitalversicherungen der Vorsorge dienen. Als der Vorsorge dienend
gilt die Auszahlung der Versicherungsleistung ab dem vollendeten 60. Altersjahr der
versicherten Person aufgrund eines mindestens flinfjahrigen Vertragsverhaltnisses,
das vor Vollendung des 66. Altersjahres begriindet wurde. In diesem Fall ist die Leis-
tung steuerfrei;

2. Einklinfte aus der Verdusserung oder Riickzahlung von Obligationen mit Uberwiegen-
der Einmalverzinsung, die der Inhaberin oder dem Inhaber anfallen;

3. Dividenden, Gewinnanteile, Liquidationstiberschisse und geldwerte Vorteile aus Be-
teiligungen aller Art, einschliesslich Gratisaktien, Gratisnennwerterhéhungen und der-
gleichen. Ein bei der Ruckgabe von Beteiligungsrechten im Sinne von Art. 4a des
Bundesgesetzes uber die Verrechnungssteuer an die Kapitalgesellschaft oder Ge-
nossenschaft erzielter Vermdgensertrag gilt in dem Jahre als realisiert, in welchem
gemass Art. 12 Abs. 1 und 1bis des Bundesgesetzes Uber die Verrechnungssteuer
die Verrechnungssteuerforderung entsteht;

4. Einkunfte aus Vermietung, Verpachtung, Nutzniessung oder sonstiger Nutzung be-
weglicher Sachen oder nutzbarer Rechte;

5. Einkunfte aus Anteilen an kollektiven Kapitalanlagen, soweit die Gesamtertrége die
Ertrége aus direktem Grundbesitz tbersteigen;

6. Einkunfte aus immateriellen Gutern.

2Dividenden, Gewinnanteile, Liquidationsiberschiisse und geldwerte

Vorteile aus Aktien, Anteilen an Gesellschaften mit beschrankter Haftung,
Genossenschaftsanteilen und Partizipationsscheinen (einschliesslich



52 1 . 1 Steuergesetz, StG

Gratisaktien, Gratisnennwerterhthungen und dergleichen) sowie Beteili-
gungen an Kdrperschaften gemass Art. 65 Abs. 1 Ziff. 2 sind im Umfang
von 50 Prozent steuerbar, wenn diese Beteiligungsrechte mindestens 10
Prozent des Grund- oder Stammkapitals einer Kapitalgesellschaft, Ge-
nossenschaft oder Korperschaft gemass Art. 65 Abs. 1 Ziff. 2 darstellen.

3Die Ruckzahlung von Einlagen, Aufgeldern und Zuschiissen (Reser-
ven aus Kapitaleinlagen), die von den Inhaberinnen und Inhabern der Be-
teiligungsrechte nach dem 31. Dezember 1996 geleistet worden sind,
wird gleich behandelt wie die Riickzahlung von Grund- oder Stammkapi-
tal. Abs. 4 bleibt vorbehalten.

4Schittet eine Kapitalgesellschaft oder Genossenschaft, die an einer
schweizerischen Borse kotiert ist, bei der Rlickzahlung von Reserven aus
Kapitaleinlagen gemass Abs. 3 nicht mindestens im gleichen Umfang ub-
rige Reserven aus, so ist die Riickzahlung im Umfang der halben Diffe-
renz zwischen der Riuckzahlung und der Ausschittung der Ubrigen Re-
serven steuerbar, hdchstens aber im Umfang der in der Gesellschaft vor-
handenen, handelsrechtlich ausschittungsfahigen tbrigen Reserven.

sAbs. 4 ist nicht anwendbar auf Reserven aus Kapitaleinlagen:

1. die bei fusionséhnlichen Zusammenschliissen durch Einbringung
von Beteiligungs- und Mitgliedschaftsrechten an einer auslandi-
schen Kapitalgesellschaft oder Genossenschaft gemass Art. 80
Abs. 1 Ziff. 3 oder durch eine grenziiberschreitende Ubertragung auf
eine inlandische Tochtergesellschaft gemass Art. 80 Abs. 1 Ziff. 4
nach dem 24. Februar 2008 entstanden sind;

2. die im Zeitpunkt einer grenziiberschreitenden Fusion oder Umstruk-
turierung gemass Art. 80 Abs. 1 Ziff. 2 und Abs. 4 oder der Verle-
gung des Sitzes oder der tatsachlichen Verwaltung nach dem 24.
Februar 2008 bereits in einer auslandischen Kapitalgesellschaft
oder Genossenschaft vorhanden waren;

3. im Falle der Liquidation der Kapitalgesellschaft oder Genossen-
schaft.

sDie Abs. 4 und 5 gelten sinngemass auch fir Reserven aus Kapital-
einlagen, die fur die Ausgabe von Gratisaktien oder fir Gratisnennwert-
erhdhungen verwendet werden.

7 Entspricht bei der Riickgabe von Beteiligungsrechten an einer Kapital-
gesellschaft oder Genossenschaft, die an einer schweizerischen Borse
kotiert ist, die Riickzahlung der Reserven aus Kapitaleinlagen nicht min-
destens der Halfte des erhaltenen Liquidationsiiberschusses, so vermin-
dert sich der steuerbare Anteil dieses Liquidationsiiberschusses um die
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halbe Differenz zwischen diesem Anteil und der Riickzahlung, héchstens
aber im Umfang der in der Gesellschaft vorhandenen Reserven aus Ka-
pitaleinlagen, die auf diese Beteiligungsrechte entfallen.

Art. 23a Abs. 1 Ziff. 2 2. besondere Falle

1 Als Ertrag aus beweglichem Vermdégen im Sinne von Art. 23 Ziff. 3 gilt auch:

1. der Erlés aus dem Verkauf einer Beteiligung von mindestens 20 Prozent am Aktien-,
Grund- oder Stammkapital einer Kapitalgesellschaft oder Genossenschaft aus dem
Privatvermdgen in das Geschaftsvermogen einer anderen natirlichen oder einer ju-
ristischen Person, soweit innert finf Jahren nach dem Verkauf, unter Mitwirkung der
Verkauferin oder des Verkaufers, nicht betriebsnotwendige Substanz ausgeschuttet
wird, die im Zeitpunkt des Verkaufs bereits vorhanden und handelsrechtlich ausschiit-
tungsféhig war; dies gilt sinngemass auch, wenn innert finf Jahren mehrere Beteiligte
eine solche Beteiligung gemeinsam verkaufen oder Beteiligungen von insgesamt min-
destens 20 Prozent verkauft werden; ausgeschiittete Substanz wird bei der Verkau-
ferin oder beim Verkaufer gegebenenfalls im Verfahren nach den Art. 225-228 nach-
traglich besteuert;

2. der Erlos aus der Ubertragung einer Beteiligung am Aktien-, Grund-
oder Stammkapital einer Kapitalgesellschaft oder Genossenschaft
aus dem Privatvermégen in das Geschaftsvermdgen einer Perso-
nenunternehmung oder einer juristischen Person, an welcher die
Verausserin beziehungsweise der Verausserer oder die Einbringerin
beziehungsweise der Einbringer nach der Ubertragung zu mindes-
tens 50 Prozent am Kapital beteiligt ist, soweit die gesamthaft erhal-
tene Gegenleistung die Summe aus dem Nennwert der Ubertrage-
nen Beteiligung und den Reserven aus Kapitaleinlagen gemass
Art. 23 Abs. 3-7 Ubersteigt; dies gilt sinngemass auch, wenn meh-
rere Beteiligte die Ubertragung gemeinsam vornehmen.

2 Mitwirkung im Sinne von Abs. 1 Ziff. 1 liegt vor, wenn die Verkauferin oder der Verkaufer

weiss oder wissen muss, dass der Gesellschaft zwecks Finanzierung des Kaufpreises Mittel
enthommen und nicht wieder zugefuihrt werden.

Art. 31la 2a. Forschungs- und Entwicklungsaufwand

Fur den Abzug von Forschungs- und Entwicklungsaufwand bei selbst-
standiger Erwerbstatigkeit ist Art. 78a sinngemass anwendbar.

4. Ermittlung des steuerbaren Einkommens

Art. 39 Abs. 1 Ziff. 1  Sozialabziige

1 Zur Ermittlung des steuerbaren Einkommens werden vom Reineinkommen abgezogen:
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als Kinderabzug:

Fr. 6 000.- fur jedes minderjédhrige Kind unter elterlicher Sorge oder
Obhut der steuerpflichtigen Person sowie fir jedes volljahrige Kind
in Ausbildung, wenn die steuerpflichtige Person fiir dessen Unterhalt
zur Hauptsache aufkommt und keinen Abzug gemass Art. 35 Abs. 1

Ziff. 3 beansprucht;

als Ausbildungsabzug zusétzlich zum Abzug gemass Ziff. 1:

a) Fr. 1 600.-, wenn das Kind gemass Ziff. 1 ausserhalb des Kantons in schuli-
scher Ausbildung steht, oder

b) Fr. 5 400.- fur das erste Kind gemass Ziff. 1, das in schulischer Ausbildung steht
und sich hiefir standig am auswartigen Ausbildungsort aufhalten muss;

c) Fr. 7 600.- fur jedes weitere Kind gemass Ziff. 1, das in schulischer Ausbildung
steht und sich hiefir standig am auswartigen Ausbildungsort aufhalten muss;

als Eigenbetreuungsabzug fir Kinder:

Fr. 3 000.- fur jedes am Ende der Steuerperiode weniger als 14 Jahre alte Kind, fir

das ein Abzug gemass Ziff. 1 geltend gemacht werden kann, fiir die eigene Betreu-

ung;

als Betreuungsabzug:

Fr. 5 400.- fur steuerpflichtige Personen, welche im gemeinsamen Haushalt pflege-

bedirftige Personen betreuen, die eine Hilflosenentschadigung der AHV oder 1V be-

ziehen, sofern die steuerpflichtige Person nicht nach den ortstiblichen Anséatzen fir

Hauspflegepersonal entschadigt wird. Der Abzug kann nicht geltend gemacht werden

fur Kinder, fur die ein Abzug nach Ziff. 1 oder Art. 35 Abs. 1 Ziff. 3 gewéhrt wird;

als Altersabzug:

Fr. 3 800.- fur jede alleinstehende steuerpflichtige Person, die tGber 65 Jahre alt ist;

dieser Abzug vermindert sich jedoch im Umfang von finf Prozent des Reineinkom-

mens.

2 Die Sozialabziige werden nach den Verhéltnissen am Ende der Steuerperiode oder der
Steuerpflicht festgesetzt. Die Abzlige geméss Abs. 1 kénnen fiir dieselbe Person nur einmal
geltend gemacht werden.

3 Besteht die Steuerpflicht nur wahrend eines Teils der Steuerperiode, werden die Sozi-
alabzuge anteilsmassig gewahrt. Fur die Bestimmung der Steuersadtze werden sie voll an-
gerechnet.

Steuerberechnung

Art. 40 Abs. 3 Steuersatze

1 Die einfache Steuer vom steuerbaren Einkommen betrégt:

0,00
0,50
1,00
1,20
1,40
1,60
1,80
2,00
2,20

6

Prozent fir die ersten Fr. 10 900.-
Prozent fir die nachsten Fr. 2 200.-
Prozent fir die nachsten Fr. 1100.-
Prozent fir die nachsten Fr. 1100.-
Prozent fir die nachsten Fr. 1100.-
Prozent fir die nachsten Fr. 1100.-
Prozent fir die nachsten Fr. 1100.-
Prozent fir die nachsten Fr. 1100.-
Prozent fir die nachsten Fr. 1100.-
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2,40 Prozent fir die nachsten Fr. 1100.-
2,60 Prozent fir die nachsten Fr. 1100.-
2,80 Prozent fir die nachsten Fr. 7 600.-
2,90 Prozent fir die nachsten Fr. 16 300.-
3,00 Prozent fir die nachsten Fr. 29 300.-
3,10 Prozent fir die nachsten Fr. 32 600.-
3,20 Prozent fir die nachsten Fr. 30 800.-
3,30 Prozent fiir die nachsten Fr. 16 200.-
2,75 Prozent fir Einkommen ab Fr. 155 800.-

2 Fur die Ermittlung des Steuersatzes von gemeinsam steuerpflichtigen Ehegatten wird
das steuerbare Einkommen durch den Divisor 1,85 geteilt. Der gleiche Steuersatz gilt auch
fur verwitwete, getrennt lebende, geschiedene und ledige Steuerpflichtige, die mit Kindern
zusammenleben und deren Unterhalt zur Hauptsache bestreiten.

sAufgehoben

4 Fur die Ubrigen Ertrage aus beweglichem Vermdégen ermassigt sich die Steuer gemass
Abs. 1 beziehungsweise Abs. 2 auf der Grundlage des Steuersatzes, der dem gesamten
steuerbaren Einkommen entspricht, um 20 Prozent; von der Erméssigung ausgeschlossen
sind Einkiinfte gemass Art. 23 Ziff. 4 und 6.

5 Die Steuersatze gemass Abs. 1 oder 2 werden nach den Verhéltnissen am Ende der
Steuerperiode oder der Steuerpflicht festgelegt.

6 Die Steuerséatze gemass Abs. 1 befinden sich im Anhang.

Art. 42 Abs. 3 2. Kapitalleistungen aus Vorsorge

1 Kapitalleistungen geméass Art. 20 Abs. 2 und Art. 25 sowie Zahlungen bei Tod und fur
bleibende korperliche oder gesundheitliche Nachteile werden gesondert besteuert. Sie un-
terliegen stets einer vollen Jahressteuer.

2 Fallen in der gleichen Steuerperiode mehrere Kapitalleistungen an, so bestimmt sich der
Steuersatz nach dem Gesamtbetrag der Kapitalleistungen. Bereits vorgenommene Veran-
lagungen sind zu revidieren.

sDie Steuer wird zu einem Viertel der Steuersatze nach Art. 40 berech-
net; der Steuersatz betragt jedoch mindestens 0,5 Prozent.

4 Die Sozialabzliige gemass Art. 39 werden nicht gewahrt.

Art. 42b Abs. 1 4. Liquidationsgewinne

1 Wird die selbstandige Erwerbstatigkeit nach dem vollendeten 55. Alters-
jahr oder wegen Unféhigkeit zur Weiterflihrung infolge Invaliditat definitiv
aufgegeben, so ist die Summe der in den letzten zwei Geschéftsjahren re-
alisierten stillen Reserven getrennt vom ubrigen Einkommen zu besteuern.
Einkaufsbeitrage gemass Art. 35 Ziff. 4 sind abziehbar. Werden keine sol-
che Einkaufe vorgenommen, so wird die Steuer auf dem Betrag der reali-
sierten stillen Reserven, fir den die steuerpflichtige Person die Zuléssigkeit
eines Einkaufs nach Art. 35 Ziff. 4 nachweist, zu einem Viertel der Steuers-
atze nach Art. 40 berechnet; der Steuersatz betragt jedoch mindestens 0,5

7
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Prozent. Fur die Bestimmung des auf den Restbetrag der realisierten stillen
Reserven anwendbaren Satzes ist ein Viertel dieses Restbetrages mass-
gebend.

2Abs. 1 gilt auch fir den Gberlebenden Ehegatten, die anderen Erbinnen beziehungs-
weise Erben und die Verméachtnisnehmerinnen beziehungsweise Verméachtnisnehmer, so-
fern sie das Uibernommene Unternehmen nicht fortfihren; die steuerliche Abrechnung er-
folgt spatestens funf Kalenderjahre nach Ablauf des Todesjahres der Erblasserin bezie-
hungsweise des Erblassers.

1. GEWINN- UND KAPITALSTEUERN
A. Steuerpflicht

2. Steuerliche Zugehdérigkeit

Art. 67 Abs. 1 Ziff. 3-4 und Abs. 2 Ziff. 2  wirtschaftliche Zugehérigkeit

1 Juristische Personen mit Sitz oder tatséchlicher Verwaltung ausserhalb des Kantons
sind steuerpflichtig, wenn sie:
1. Teilhaber an Geschéftsbetrieben im Kanton sind;
2. im Kanton Betriebsstéatten unterhalten;
3. an Grundsticken im Kanton Eigentum, dingliche Rechte oder diesen
wirtschaftlich gleichkommende personliche Nutzungsrechte haben;

4. mitim Kanton gelegenen Grundstiicken handeln.

2 Juristische Personen mit Sitz und tatsachlicher Verwaltung im Ausland sind ausserdem
steuerpflichtig, wenn sie:
1. Glaubiger oder Nutzniesser von Forderungen sind, die durch Grund- oder Faustpfand
auf Grundstiicken im Kanton gesichert sind;

2. im Kanton gelegene Grundstlicke vermitteln.

3 Als Betriebsstétte gilt eine feste Geschéftseinrichtung, in der die Geschéftstétigkeit eines
Unternehmens ganz oder teilweise ausgelbt wird. Betriebsstétten sind inshesondere
Zweigniederlassungen, Fabrikationsstéatten, Werkstatten, Verkaufsstellen, stéandige Vertre-
tungen, Bergwerke und andere Statten der Ausbeutung von Bodenschétzen sowie Bau-
oder Montagestellen von mindestens zw6lf Monaten Dauer.

4 Juristische Personen ohne Sitz und tatséchliche Verwaltung in der Schweiz versteuern
fur Geschéftsbetriebe, Betriebsstatten und Grundstucke wenigstens den im Kanton erziel-
ten Gewinn und das im Kanton gelegene Kapital.

B. Gewinnsteuer

2. Berechnung des Reingewinns

Art. 77 Abs. 1 Ziff. 3und Abs. 3  Aligemeines

1 Der steuerbare Reingewinn setzt sich zusammen aus:
1. dem Saldo der Erfolgsrechnung;
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2. allen vor Berechnung des Saldos der Erfolgsrechnung ausgeschiedenen Teilen des
Geschéftsergebnisses, die nicht zur Deckung von geschéaftsméssig begriindetem
Aufwand verwendet werden, wie insbesondere:

a) Kosten fur die Anschaffung, Herstellung oder Wertvermehrung des Anlagever-
mogens;

b) geschaftsmassig nicht begriindete Abschreibungen, Wertberichtigungen und
Rickstellungen;

c) Einlagen in die Reserven;

d) Einzahlungen auf das Eigenkapital aus Mitteln der juristischen Person;

e) offene und verdeckte Gewinnausschittungen sowie Gewinnvorwegnahmen;

3. den der Erfolgsrechnung nicht gutgeschriebenen Ertragen, mit Ein-
schluss der Kapital-, Aufwertungs- und Liquidationsgewinne, vorbe-
haltlich Art. 82;

4. den Zinsen auf verdecktem Eigenkapital gemass Art. 96.

2 Der steuerbare Reingewinn juristischer Personen, die keine Erfolgsrechnung erstellen,
bestimmt sich sinngemass nach Abs. 1.

sAufgehoben

4 Leistungen, welche gemischtwirtschaftliche, im offentlichen Interesse tatige Unterneh-
men Uberwiegend an nahestehende Personen erbringen, sind zum jeweiligen Marktpreis,
zu den jeweiligen Gestehungskosten zuziglich eines angemessenen Aufschlages oder
zum jeweiligen Endverkaufspreis abzlglich einer angemessenen Gewinnmarge zu bewer-
ten. Das Ergebnis eines jeden Unternehmens ist entsprechend zu berichtigen.

Art. 77a Erfolg aus Patenten und vergleichbaren Rechten

1Der Reingewinn aus Patenten und vergleichbaren Rechten wird auf
Antrag der steuerpflichtigen Person im Verhaltnis des qualifizierenden
Forschungs- und Entwicklungsaufwands zum gesamten Forschungs-
und Entwicklungsaufwand pro Patent oder vergleichbares Recht (Nexus-
guotient) mit einer Ermassigung von 90 Prozent in die Berechnung des
steuerbaren Reingewinns einbezogen. Art. 78b bleibt vorbehalten.

2 Der Reingewinn aus Patenten und vergleichbaren Rechten, die in Pro-
dukten enthalten sind, ermittelt sich, indem der Reingewinn aus diesen
Produkten jeweils um 6 Prozent der diesen Produkten zugewiesenen
Kosten sowie um das Markenentgelt vermindert wird.

sDie ermassigte Besteuerung des Reingewinns aus Patenten und ver-
gleichbaren Rechten erfolgt nach Einbringung dieser Rechte in die Pa-
tentbox erst, soweit der Reingewinn den gesamten bis zur Einbringung
entstandenen und steuerwirksam abgezogenen Forschungs- und Ent-
wicklungsaufwand fur diese Rechte sowie einen allfélligen Abzug geméass
Art. 78a, soweit effektiv abziehbar, Ubersteigt. Die steuerpflichtige Person
hat das Recht, den noch nicht verrechneten Forschungs- und Entwick-
lungsaufwand sowie einen allfélligen Abzug gemass Art. 78a jederzeit
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zum steuerbaren Reingewinn hinzuzurechnen. Im finften Jahr nach Ein-
tritt in die Patentbox ist Gber den noch nicht verrechneten Forschungs-
und Entwicklungsaufwand sowie einen allfélligen Abzug geméass Art. 78a
abzurechnen. Im Umfang des hinzugerechneten Betrags ist eine versteu-
erte stille Reserve zu bilden. Abs. 4 bleibt vorbehalten.

aVerlegt eine geméass Abs. 1 oder 2 besteuerte steuerpflichtige Person
innert finf Jahren nach Eintritt in die Patentbox ihren Sitz oder die tat-
séchliche Verwaltung in einen anderen Kanton, der eine von Abs. 3 ab-
weichende Besteuerung vorsieht, werden der noch nicht abgerechnete
Forschungs- und Entwicklungsaufwand sowie der noch nicht abgerech-
nete Abzug gemass Art. 78a im Wegzugsjahr zum steuerbaren Gewinn
hinzugerechnet.

s FUr die Definition der Patente und vergleichbaren Rechte, die Berech-
nung des ermassigt steuerbaren Reingewinns aus Patenten und ver-
gleichbaren Rechten, die Anwendung auf Produkte mit nur geringen Ab-
weichungen voneinander, die Dokumentationspflichten, Beginn und En-
de der ermassigten Besteuerung sowie die Behandlung der Verluste aus
Patenten und vergleichbaren Rechten gelten Art. 24a und Art. 24b Abs. 4
des Bundesgesetzes Uber die Harmonisierung der direkten Steuern der
Kantone und Gemeinden (Steuerharmonisierungsgesetz, StHG)® sowie
die bundesrechtlichen Ausfihrungsbestimmungen dazu sinngemass.

Art. 77b Aufdeckung stiller Reserven bei Beginn der Steuer-
pflicht

1 Deckt die steuerpflichtige Person bei Beginn der Steuerpflicht stille Re-
serven einschliesslich des selbst geschaffenen Mehrwerts auf, so unter-
liegen diese nicht der Gewinnsteuer. Nicht aufgedeckt werden durfen
stille Reserven einer Kapitalgesellschaft oder Genossenschaft aus Betei-
ligungen von mindestens 10 Prozent am Grund- oder Stammkapital oder
am Gewinn und an den Reserven einer anderen Gesellschaft.

2Als Beginn der Steuerpflicht gelten die Verlegung von Vermdgenswer-
ten, Betrieben, Teilbetrieben oder Funktionen aus dem Ausland in einen
inlandischen Geschéftsbetrieb oder in eine inléandische Betriebsstatte,
das Ende der Steuerbefreiung nach Art. 74 sowie die Verlegung des Sit-
zes oder der tatsachlichen Verwaltung in die Schweiz.

sDie aufgedeckten stillen Reserven sind jahrlich zum Satz abzuschrei-
ben, der fir Abschreibungen auf den betreffenden Vermogenswerten
steuerlich angewendet wird.
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4Der aufgedeckte selbst geschaffene Mehrwert ist binnen zehn Jahren
abzuschreiben.

Art. 77c Besteuerung stiller Reserven am Ende der Steuer-
pflicht

1Endet die Steuerpflicht, so werden die in diesem Zeitpunkt vorhande-
nen, nicht versteuerten stillen Reserven einschliesslich des selbst ge-
schaffenen Mehrwerts besteuert.

2Als Ende der Steuerpflicht gelten die Verlegung von Vermdgenswer-
ten, Betrieben, Teilbetrieben oder Funktionen aus dem Inland in einen
auslandischen Geschéftsbetrieb oder in eine ausléandische Betriebs-
statte, der Ubergang zu einer Steuerbefreiung nach Art. 74 sowie die Ver-
legung des Sitzes oder der tatsachlichen Verwaltung ins Ausland.

Art. 78a Zusatzlicher Abzug von Forschungs- und Entwick-
lungsaufwand

1Forschungs- und Entwicklungsaufwand, welcher der steuerpflichtigen
Person direkt oder durch Dritte im Inland indirekt entstanden ist, wird auf
Antrag um den durch den Regierungsrat in einer Verordnung festgelegten
Prozentsatz, héchstens jedoch um 50 Prozent, Gber den geschéaftsmas-
sig begrindeten Forschungs- und Entwicklungsaufwand hinaus zum Ab-
zug zugelassen. Art. 78b bleibt vorbehalten.

2Als Forschung und Entwicklung gelten die wissenschaftliche For-
schung und die wissenschaftsbasierte Innovation gemass Art. 2 des Bun-
desgesetzes vom 14. Dezember 2012 ber die Forderung der Forschung
und Innovation®*,

3Ein erhéhter Abzug ist zuldssig auf:

1. dem direkt zurechenbaren Personalaufwand fiir Forschung und Ent-
wicklung, zuziglich eines Zuschlages von 35 Prozent dieses Perso-
nalaufwands, héchstens aber bis zum gesamten Aufwand der steu-
erpflichtigen Person;

2. 80 Prozent des Aufwands flr durch Dritte in Rechnung gestellte For-
schung und Entwicklung.

4lst die Auftraggeberin oder der Auftraggeber der Forschung und Ent-
wicklung abzugsberechtigt, so steht der Auftragnehmerin oder dem Auf-
tragnehmer daftr kein Abzug zu.
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Art. 78b Entlastungsbegrenzung

1Die gesamte steuerliche Erméssigung gemass Art. 77a, Art. 78a und
Art. 280a Abs. 1 betragt héchstens 70 Prozent des steuerbaren Gewinns
vor Verlustverrechnung, wobei der Nettobeteiligungsertrag gemass
Art. 87 ausgeklammert wird, und vor Abzug der vorgenommenen Ermas-
sigungen.

2 Es durfen weder aus den einzelnen Ermassigungen noch aus der ge-
samten steuerlichen Ermassigung Verlustvortrage resultieren.

Art. 80 Abs. 2und 4  Umstrukturierungen

1 Stille Reserven einer juristischen Person werden bei Umstrukturierungen, insbesondere
im Fall der Fusion, Spaltung oder Umwandlung, nicht besteuert, soweit die Steuerpflicht in
der Schweiz fortbesteht und die bisher fur die Gewinnsteuer massgeblichen Werte ber-
nommen werden:

1. bei der Umwandlung in eine Personenunternehmung oder in eine andere juristische
Person;

2. bei der Auf- oder Abspaltung einer juristischen Person, sofern ein oder mehrere Be-
triebe oder Teilbetriebe Ubertragen werden und soweit die nach der Spaltung beste-
henden juristischen Personen einen Betrieb oder Teilbetrieb weiterfuhren;

3. beim Austausch von Beteiligungs- oder Mitgliedschaftsrechten anléasslich von Um-
strukturierungen oder von fusionsé@hnlichen Zusammenschlissen;

4. bei der Ubertragung von Betrieben oder Teilbetrieben sowie von Gegenstanden des
betrieblichen Anlagevermdgens auf eine inlandische Tochtergesellschaft. Als Toch-
tergesellschaft gilt eine Kapitalgesellschaft oder Genossenschaft, an der die Ubertra-
gende Kapitalgesellschaft oder Genossenschaft zu mindestens 20 Prozent am
Grund- oder Stammkapital beteiligt ist.

2Ubertragt eine Kapitalgesellschaft oder Genossenschaft eine Beteili-
gung auf eine ausléandische Konzerngesellschaft, wird fir die Differenz
zwischen dem Gewinnsteuerwert und dem Verkehrswert der Beteiligung
die Besteuerung aufgeschoben. Der Steueraufschub entfallt, wenn die
Ubertragene Beteiligung an einen konzernfremden Dritten verdussert
wird, wenn die Gesellschaft, deren Beteiligungsrechte Ubertragen wur-
den, ihre Aktiven und Passiven in wesentlichem Umfang veraussert oder
wenn sie liquidiert wird.

3Bei einer Ubertragung auf eine Tochtergesellschaft im Sinne von Abs. 1 Ziff. 4 werden
die Ubertragenen stillen Reserven gemass Art. 225-228 nachtréglich besteuert, soweit wah-
rend den der Umstrukturierung nachfolgenden funf Jahren die Ubertragenen Vermdgens-
werte oder Beteiligungs- oder Mitgliedschaftsrechte an der Tochtergesellschaft verdussert
werden; die Tochtergesellschaft kann in diesem Fall entsprechende, als Gewinn versteuerte
stille Reserven geltend machen.

aZwischen inlandischen Kapitalgesellschaften und Genossenschaften,
welche nach dem Gesamtbild der tatsachlichen Verhaltnisse durch Stim-
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menmehrheit oder auf andere Weise unter einheitlicher Leitung einer Ka-
pitalgesellschaft oder Genossenschaft zusammengefasst sind, kdnnen
direkt oder indirekt gehaltene Beteiligungen von mindestens 20 Prozent
am Grund- oder Stammkapital einer anderen Kapitalgesellschaft oder
Genossenschaft, Betriebe oder Teilbetriebe sowie Gegensténde des be-
trieblichen Anlagevermdgens zu den bisher fur die Gewinnsteuer mass-
geblichen Werten tibertragen werden. Die Ubertragung auf eine Tochter-
gesellschaft geméass Abs. 1 Ziff. 4 bleibt vorbehalten.

5 Werden im Fall einer Ubertragung nach Abs. 4 wahrend den nachfolgenden fiinf Jahren
die Ubertragenen Vermodgenswerte veraussert oder wird wahrend dieser Zeit die einheitliche
Leitung aufgegeben, werden die Gibertragenen stillen Reserven gemass Art. 225-228 nach-
traglich besteuert. Die beglnstigte juristische Person kann in diesem Fall entsprechende,
als Gewinn versteuerte stille Reserven geltend machen. Die im Zeitpunkt der Sperrfristver-
letzung unter einheitlicher Leitung zusammengefassten inlandischen Kapitalgesellschaften
und Genossenschaften haften fir die Nachsteuer solidarisch.

6 Entsteht durch die Ubernahme der Aktiven und Passiven einer Kapitalgesellschaft oder
einer Genossenschaft, deren Beteiligungsrechte der Gbernehmenden Kapitalgesellschaft
oder Genossenschaft gehdren, ein Buchverlust auf der Beteiligung, kann dieser steuerlich
nicht abgezogen werden. Ein allfalliger Buchgewinn auf der Beteiligung wird besteuert.

Art. 83a Gewinne von juristischen Personen mit ideellen Zwe-
cken

Gewinne von juristischen Personen mit ideellen Zwecken werden nicht
besteuert, sofern sie hdchstens Fr. 20 000.- betragen und ausschliesslich
und unwiderruflich diesen Zwecken gewidmet sind.

3. Steuerberechnung

Art. 85 Abs. 1 und 3 Kapitalgesellschaften und Genossenschaften sowie Kor-
perschaften geméss Art. 65 Abs. 1 Ziff. 2

1Kapitalgesellschaften und Genossenschaften sowie Korperschaften
gemass Art. 65 Abs. 1 Ziff. 2 entrichten eine feste Gewinnsteuer von 5,1
Prozent des Reingewinns.

2Im massgebenden Reingewinn enthaltene Kapitalgewinne aus Verausserung, Verwer-
tung oder buchmassiger Aufwertung von Grundstiicken, unterliegen der Grundstiickgewinn-
steuer gemass Art. 141-152, soweit der Erlés den Erwerbspreis und die wertvermehrenden
Aufwendungen Ubersteigt.

3Gehort die Kapitalgesellschaft oder Genossenschaft zu einem interna-
tionalen Konzern, wird der Steuersatz unter Berlcksichtigung der direk-
ten Bundessteuer auf den vom ausléndischen Staat akzeptierten minima-
len Steuersatz erhoht.
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Art. 88 Aufgehoben
Art. 89 Aufgehoben

Art. 90 Abs. 1 Kollektive Kapitalanlagen

1Kollektive Kapitalanlagen mit direktem Grundbesitz entrichten eine
feste Gewinnsteuer von 2,55 Prozent des Reingewinns.

2Im massgebenden Reingewinn enthaltene Kapitalgewinne aus Veréusserung, Verwer-
tung oder buchmassiger Aufwertung von Grundstiicken, unterliegen der Grundstiickgewinn-
steuer gemass Art. 141-152, soweit der Erlés den Erwerbspreis und die wertvermehrenden
Aufwendungen Ubersteigt.

C. Kapitalsteuer

2. Berechnung des Eigenkapitals

Art. 94 Aufgehoben
Art. 95 Aufgehoben
3. Steuerberechnung

Art. 99 Aufgehoben

Art. 100 Aufgehoben

E. Steueranteile

Art. 107a Abs. 1 Ziff. 2und 3  Steueraufteilung

1 Der Ertrag der Gewinn- und Kapitalsteuer wird wie folgt aufgeteilt:
1. 54 Prozent an den Kanton;
2. 39 Prozent an die Gemeinden;
3. 7 Prozent an die ¢ffentlich-rechtlich anerkannten Kirchen.

2 Die Aufteilung zwischen der politischen Gemeinde und der Schulgemeinde erfolgt im
Verhéltnis der Steuerfiisse fiir naturliche Personen.
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V. QUELLENSTEUERN

B. Natirliche und juristische Personen ohne steuerrechtlichen Wohnsitz oder
Aufenthalt in der Schweiz

Art. 124 Abs. 2 5. Empfangerinnen und Empfanger von offentlich-rechtlichen
Vorsorgeleistungen

11m Ausland wohnhafte, Empféngerinnen und Empfanger von Renten oder Kapitalleis-
tungen, die sie aufgrund eines friiheren &ffentlich-rechtlichen Arbeitsverhaltnisses von einer
Arbeitgeberin oder einem Arbeitgeber oder einer Vorsorgeeinrichtung mit Sitz im Kanton
erhalten, sind fur diese Leistungen steuerpflichtig.

2Die Quellensteuer betragt 3 Prozent der Bruttoeinkinfte.

Art. 125 Abs. 2 6. Empfangerinnen und Empfanger von privatrechtlichen Vor-
sorgeleistungen

11m Ausland wohnhafte Empfangerinnen und Empfanger von Leistungen aus kantonalen
privatrechtlichen Einrichtungen der beruflichen Vorsorge oder aus anerkannten Formen der
gebundenen Selbstvorsorge sind diesbezuglich steuerpflichtig.

2Die Quellensteuer betragt 3 Prozent der Bruttoeinkiinfte.

VIl VERFAHRENSRECHT

C. Veranlagung der Einkommens- und Vermdgens- beziehungsweise Gewinn-
und Kapitalsteuern

1. Verfahrenspflichten

Art. 192 Abs. 1 und 2 Pflichten der steuerpflichtigen Person
1. Steuererklarung

1Die Steuerpflichtigen werden durch 6ffentliche Bekanntgabe oder Zu-
stellung einer Mitteilung aufgefordert, die Steuererklarung in Papierform
oder in elektronischer Form einzureichen. Das Formular fir die Steuerer-
klarung in Papierform ist bei der zustandigen Behdérde zu verlangen.

2Die Steuererklarung ist wahrheitsgemass und vollstandig auszufllen
und bei Einreichung in Papierform mit der personlichen Unterschrift der
steuerpflichtigen Person oder derjenigen der Vertretung zu versehen so-
wie samt den vorgeschriebenen Beilagen fristgemass der zustéandigen
Behorde einzureichen. Der Regierungsrat regelt in einer Verordnung die
Einzelheiten fur die Einreichung der Steuererklarung in elektronischer
Form.
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3 Die steuerpflichtige Person, welche die Steuererklarung nicht oder mangelhaft ausgefillt
einreicht, wird unter Hinweis auf die Sdaumnisfolgen aufgefordert, das Versaumte binnen
angesetzter Frist nachzuholen.

4 Bei verspéteter Einreichung und bei verspateter Rickgabe einer der steuerpflichtigen
Person zur Ergénzung zuriickgesandten Steuererklarung gilt die Frist als eingehalten, wenn
die steuerpflichtige Person nachweist, dass sie durch Militardienst, Landesabwesenheit,
Krankheit oder andere erhebliche Griinde an der rechtzeitigen Einreichung oder Riickgabe
verhindert war und dass sie das Versaumte binnen 30 Tagen nach Wegfall der Hinderungs-
griinde nachgeholt hat.

X. UBERGANGS- UND SCHLUSSBESTIMMUNGEN

Art. 280a  Ubergangsbestimmung zur Anderung
vom 26. Juni 2019

1 Gesellschaften, welche nach dem 31. Dezember 2016, aber vor dem
1. Januar 2020 den Status als Holding- oder Verwaltungsgesellschaft ge-
mass Art. 88 und 89 des bisherigen Rechts verloren oder aufgegeben
und dabei bestehende stille Reserven einschliesslich des selbst geschaf-
fenen Mehrwerts aufgedeckt haben, kénnen auf Antrag die am 1. Januar
2020 noch bestehenden aufgedeckten stillen Reserven einschliesslich
des selbst geschaffenen Mehrwerts bis spatestens am 31. Dezember
2024 abschreiben. Art. 78b bleibt vorbehalten. Soweit die aufgedeckten
stillen Reserven am 31. Dezember 2024 noch bestehen, sind sie auf die-
sen Zeitpunkt steuerneutral aufzuldsen.

2 Gesellschaften, welche gemass Art. 88 und 89 des hisherigen Rechts
besteuert wurden und die keinen Antrag gemass Abs. 1 gestellt haben,
kénnen beantragen, dass die im Zeitpunkt des Statuswechsels bestehen-
den stillen Reserven einschliesslich des selbst geschaffenen Mehrwerts,
soweit sie bisher nicht steuerbar gewesen waren, mit einer Verfligung
festgestellt und im Falle ihrer Realisation bis am 31. Dezember 2024 ge-
sondert besteuert werden. Die feste Sondersteuer betragt 1 Prozent fur
das Steuerjahr 2020, 1,2 Prozent fir das Steuerjahr 2021, 1,4 Prozent fir
das Steuerjahr 2022, 1,6 Prozent fir das Steuerjahr 2023 und 1,8 Prozent
fur das Steuerjahr 2024. Der Antrag muss mit der Steuererklarung fiir die
erste Periode nach Wegfall des Steuerstatus schriftlich eingereicht wer-
den und hat die nétigen Angaben fir die Bewertung der stillen Reserven
einschliesslich des selbst geschaffenen Mehrwerts zu enthalten.
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I.

Das Einflihrungsgesetz vom 25. Juni 2008 zum Gesetz Uber die Famili-
enzulagen (Kantonales Familienzulagengesetz, kFamZG)?® wird wie folgt
geandert:

Ml FAMILIENZULAGEN

Art. 8 Abs. 2 Hohe der Familienzulagen
1 Die Kinderzulage betragt monatlich Fr. 240.-.

2 Die Ausbildungszulage betragt monatlich Fr. 290.-.

3Bei einer Anpassung der Mindestanséatze gemass Art. 5 Abs. 3 FamZG erhoht der Re-
gierungsrat die kantonalen Anséatze im gleichen Verhaltnis auf denselben Zeitpunkt.

4 Die kantonalen Ansatze kénnen auch unabhéngig von einer Anpassung der Mindestan-
sétze gemass Art. 5 Abs. 3 FamZG erhoht werden.

Il
1Diese Anderung untersteht dem fakultativen Referendum.
2 Der Regierungsrat legt den Zeitpunkt des Inkrafttretens fest.

Stans, 26. Juni 2019 LANDRAT NIDWALDEN
Landratsprasident
Ruedi Waser
Landratssekretar
Armin Eberli

Datum der Veroffentlichung: 3. Juli 2019

Letzter Tag fir die Hinterlegung eines Gegenvorschlages:
2. September 2019

Letzter Tag der Referendumsfrist: 2. September 2019

A 2019, 1091
NG 521.1
SR 642.14
SR 420.1

NG 762.1
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	3  Als Betriebsstätte gilt eine feste Geschäftseinrichtung, in der die Geschäftstätigkeit eines Unternehmens oder ein freier Beruf ganz oder teilweise ausgeübt wird. Betriebsstätten sind insbesondere Zweigniederlassungen, Fabrikationsstätten, Werkstä...
	1  Steuerbar sind alle Einkünfte aus einem Handels-, Industrie-, Gewerbe-, Land- und Forstwirtschaftsbetrieb, aus einem freien Beruf sowie aus jeder anderen selbstständigen Erwerbstätigkeit.
	2  Zu den Einkünften aus selbstständiger Erwerbstätigkeit zählen auch alle Kapitalgewinne aus Veräusserung, Verwertung oder buchmässiger Aufwertung von Geschäftsvermögen. Der Veräusserung gleichgestellt ist die Überführung von Geschäftsvermögen in das...
	3  Für das Einkommen aus Patenten und vergleichbaren Rechten bei selbstständiger Erwerbstätigkeit ist Art. 77a sinngemäss anwendbar.
	4  Für Steuerpflichtige, die eine ordnungsgemässe Buchhaltung führen, gilt Art. 77 sinngemäss.
	5  Gewinne aus der Veräusserung von Grundstücken des Geschäftsvermögens werden in dem Umfang den steuerbaren Einkünften zugerechnet, in dem Erwerbspreis und wertvermehrende Aufwendungen, einschliesslich der Baukreditzinsen, den Einkommenssteuerwert üb...
	1  Dividenden, Gewinnanteile, Liquidationsüberschüsse und geldwerte Vorteile aus Aktien, Anteilen an Gesellschaften mit beschränkter Haftung, Genossenschaftsanteilen, Partizipationsscheinen, Beteiligungen an Körperschaften gemäss Art. 65 Abs. 1 Ziff. ...
	2  Die Teilbesteuerung auf Veräusserungsgewinnen wird nur gewährt, wenn die veräusserten Beteiligungsrechte mindestens ein Jahr im Eigentum der steuerpflichtigen Person oder des Personenunternehmens waren.
	1  Steuerbar sind die Erträge aus beweglichem Vermögen, insbesondere:
	2  Dividenden, Gewinnanteile, Liquidationsüberschüsse und geldwerte Vorteile aus Aktien, Anteilen an Gesellschaften mit beschränkter Haftung, Genossenschaftsanteilen und Partizipationsscheinen (einschliesslich Gratisaktien, Gratisnennwerterhöhungen u...
	3  Die Rückzahlung von Einlagen, Aufgeldern und Zuschüssen (Reserven aus Kapitaleinlagen), die von den Inhaberinnen und Inhabern der Beteiligungsrechte nach dem 31. Dezember 1996 geleistet worden sind, wird gleich behandelt wie die Rückzahlung von Gru...
	4  Schüttet eine Kapitalgesellschaft oder Genossenschaft, die an einer schweizerischen Börse kotiert ist, bei der Rückzahlung von Reserven aus Kapitaleinlagen gemäss Abs. 3 nicht mindestens im gleichen Umfang übrige Reserven aus, so ist die Rückzahlun...
	5  Abs. 4 ist nicht anwendbar auf Reserven aus Kapitaleinlagen:
	6  Die Abs. 4 und 5 gelten sinngemäss auch für Reserven aus Kapitaleinlagen, die für die Ausgabe von Gratisaktien oder für Gratisnennwerterhöhungen verwendet werden.
	7  Entspricht bei der Rückgabe von Beteiligungsrechten an einer Kapitalgesellschaft oder Genossenschaft, die an einer schweizerischen Börse kotiert ist, die Rückzahlung der Reserven aus Kapitaleinlagen nicht mindestens der Hälfte des erhaltenen Liquid...
	1  Als Ertrag aus beweglichem Vermögen im Sinne von Art. 23 Ziff. 3 gilt auch:
	2  Mitwirkung im Sinne von Abs. 1 Ziff. 1 liegt vor, wenn die Verkäuferin oder der Verkäufer weiss oder wissen muss, dass der Gesellschaft zwecks Finanzierung des Kaufpreises Mittel entnommen und nicht wieder zugeführt werden.
	1  Zur Ermittlung des steuerbaren Einkommens werden vom Reineinkommen abgezogen:
	2  Die Sozialabzüge werden nach den Verhältnissen am Ende der Steuerperiode oder der Steuerpflicht festgesetzt. Die Abzüge gemäss Abs. 1 können für dieselbe Person nur einmal geltend gemacht werden.
	3  Besteht die Steuerpflicht nur während eines Teils der Steuerperiode, werden die Sozialabzüge anteilsmässig gewährt. Für die Bestimmung der Steuersätze werden sie voll angerechnet.
	1  Die einfache Steuer vom steuerbaren Einkommen beträgt:
	2  Für die Ermittlung des Steuersatzes von gemeinsam steuerpflichtigen Ehegatten wird das steuerbare Einkommen durch den Divisor 1,85 geteilt. Der gleiche Steuersatz gilt auch für verwitwete, getrennt lebende, geschiedene und ledige Steuerpflichtige, ...
	3  Aufgehoben
	4  Für die übrigen Erträge aus beweglichem Vermögen ermässigt sich die Steuer gemäss Abs. 1 beziehungsweise Abs. 2 auf der Grundlage des Steuersatzes, der dem gesamten steuerbaren Einkommen entspricht, um 20 Prozent; von der Ermässigung ausgeschlossen...
	5  Die Steuersätze gemäss Abs. 1 oder 2 werden nach den Verhältnissen am Ende der Steuerperiode oder der Steuerpflicht festgelegt.
	6  Die Steuersätze gemäss Abs. 1 befinden sich im Anhang.
	1  Kapitalleistungen gemäss Art. 20 Abs. 2 und Art. 25 sowie Zahlungen bei Tod und für bleibende körperliche oder gesundheitliche Nachteile werden gesondert besteuert. Sie unterliegen stets einer vollen Jahressteuer.
	2  Fallen in der gleichen Steuerperiode mehrere Kapitalleistungen an, so bestimmt sich der Steuersatz nach dem Gesamtbetrag der Kapitalleistungen. Bereits vorgenommene Veranlagungen sind zu revidieren.
	3  Die Steuer wird zu einem Viertel der Steuersätze nach Art. 40 berechnet; der Steuersatz beträgt jedoch mindestens 0,5 Prozent.
	4  Die Sozialabzüge gemäss Art. 39 werden nicht gewährt.
	1  Wird die selbständige Erwerbstätigkeit nach dem vollendeten 55. Altersjahr oder wegen Unfähigkeit zur Weiterführung infolge Invalidität definitiv aufgegeben, so ist die Summe der in den letzten zwei Geschäftsjahren realisierten stillen Reserven get...
	2  Abs. 1 gilt auch für den überlebenden Ehegatten, die anderen Erbinnen beziehungsweise Erben und die Vermächtnisnehmerinnen beziehungsweise Vermächtnisnehmer, sofern sie das übernommene Unternehmen nicht fortführen; die steuerliche Abrechnung erfolg...
	1  Juristische Personen mit Sitz oder tatsächlicher Verwaltung ausserhalb des Kantons sind steuerpflichtig, wenn sie:
	2  Juristische Personen mit Sitz und tatsächlicher Verwaltung im Ausland sind ausserdem steuerpflichtig, wenn sie:
	3  Als Betriebsstätte gilt eine feste Geschäftseinrichtung, in der die Geschäftstätigkeit eines Unternehmens ganz oder teilweise ausgeübt wird. Betriebsstätten sind insbesondere Zweigniederlassungen, Fabrikationsstätten, Werkstätten, Verkaufsstellen, ...
	4  Juristische Personen ohne Sitz und tatsächliche Verwaltung in der Schweiz versteuern für Geschäftsbetriebe, Betriebsstätten und Grundstücke wenigstens den im Kanton erzielten Gewinn und das im Kanton gelegene Kapital.
	1  Der steuerbare Reingewinn setzt sich zusammen aus:
	2  Der steuerbare Reingewinn juristischer Personen, die keine Erfolgsrechnung erstellen, bestimmt sich sinngemäss nach Abs. 1.
	3  Aufgehoben
	4  Leistungen, welche gemischtwirtschaftliche, im öffentlichen Interesse tätige Unternehmen überwiegend an nahestehende Personen erbringen, sind zum jeweiligen Marktpreis, zu den jeweiligen Gestehungskosten zuzüglich eines angemessenen Aufschlages ode...
	1  Der Reingewinn aus Patenten und vergleichbaren Rechten wird auf Antrag der steuerpflichtigen Person im Verhältnis des qualifizierenden Forschungs- und Entwicklungsaufwands zum gesamten Forschungs- und Entwicklungsaufwand pro Patent oder vergleichba...
	2  Der Reingewinn aus Patenten und vergleichbaren Rechten, die in Produkten enthalten sind, ermittelt sich, indem der Reingewinn aus diesen Produkten jeweils um 6 Prozent der diesen Produkten zugewiesenen Kosten sowie um das Markenentgelt vermindert w...
	3  Die ermässigte Besteuerung des Reingewinns aus Patenten und vergleichbaren Rechten erfolgt nach Einbringung dieser Rechte in die Patentbox erst, soweit der Reingewinn den gesamten bis zur Einbringung entstandenen und steuerwirksam abgezogenen Forsc...
	4  Verlegt eine gemäss Abs. 1 oder 2 besteuerte steuerpflichtige Person innert fünf Jahren nach Eintritt in die Patentbox ihren Sitz oder die tatsächliche Verwaltung in einen anderen Kanton, der eine von Abs. 3 abweichende Besteuerung vorsieht, werden...
	5  Für die Definition der Patente und vergleichbaren Rechte, die Berechnung des ermässigt steuerbaren Reingewinns aus Patenten und vergleichbaren Rechten, die Anwendung auf Produkte mit nur geringen Abweichungen voneinander, die Dokumentationspflichte...
	1  Deckt die steuerpflichtige Person bei Beginn der Steuerpflicht stille Reserven einschliesslich des selbst geschaffenen Mehrwerts auf, so unterliegen diese nicht der Gewinnsteuer. Nicht aufgedeckt werden dürfen stille Reserven einer Kapitalgesellsch...
	2  Als Beginn der Steuerpflicht gelten die Verlegung von Vermögenswerten, Betrieben, Teilbetrieben oder Funktionen aus dem Ausland in einen inländischen Geschäftsbetrieb oder in eine inländische Betriebsstätte, das Ende der Steuerbefreiung nach Art. 7...
	3  Die aufgedeckten stillen Reserven sind jährlich zum Satz abzuschreiben, der für Abschreibungen auf den betreffenden Vermögenswerten steuerlich angewendet wird.
	4  Der aufgedeckte selbst geschaffene Mehrwert ist binnen zehn Jahren abzuschreiben.
	1  Endet die Steuerpflicht, so werden die in diesem Zeitpunkt vorhandenen, nicht versteuerten stillen Reserven einschliesslich des selbst geschaffenen Mehrwerts besteuert.
	2  Als Ende der Steuerpflicht gelten die Verlegung von Vermögenswerten, Betrieben, Teilbetrieben oder Funktionen aus dem Inland in einen ausländischen Geschäftsbetrieb oder in eine ausländische Betriebsstätte, der Übergang zu einer Steuerbefreiung na...
	1  Forschungs- und Entwicklungsaufwand, welcher der steuerpflichtigen Person direkt oder durch Dritte im Inland indirekt entstanden ist, wird auf Antrag um den durch den Regierungsrat in einer Verordnung festgelegten Prozentsatz, höchstens jedoch um 5...
	2  Als Forschung und Entwicklung gelten die wissenschaftliche Forschung und die wissenschaftsbasierte Innovation gemäss Art. 2 des Bundesgesetzes vom 14. Dezember 2012 über die Förderung der Forschung und Innovation4.
	3  Ein erhöhter Abzug ist zulässig auf:
	4  Ist die Auftraggeberin oder der Auftraggeber der Forschung und Entwicklung abzugsberechtigt, so steht der Auftragnehmerin oder dem Auftragnehmer dafür kein Abzug zu.
	1  Die gesamte steuerliche Ermässigung gemäss Art. 77a, Art. 78a und Art. 280a Abs. 1 beträgt höchstens 70 Prozent des steuerbaren Gewinns vor Verlustverrechnung, wobei der Nettobeteiligungsertrag gemäss Art. 87 ausgeklammert wird, und vor Abzug der v...
	2  Es dürfen weder aus den einzelnen Ermässigungen noch aus der gesamten steuerlichen Ermässigung Verlustvorträge resultieren.
	1  Stille Reserven einer juristischen Person werden bei Umstrukturierungen, insbesondere im Fall der Fusion, Spaltung oder Umwandlung, nicht besteuert, soweit die Steuerpflicht in der Schweiz fortbesteht und die bisher für die Gewinnsteuer massgeblich...
	2  Überträgt eine Kapitalgesellschaft oder Genossenschaft eine Beteiligung auf eine ausländische Konzerngesellschaft, wird für die Differenz zwischen dem Gewinnsteuerwert und dem Verkehrswert der Beteiligung die Besteuerung aufgeschoben. Der Steuerauf...
	3  Bei einer Übertragung auf eine Tochtergesellschaft im Sinne von Abs. 1 Ziff. 4 werden die übertragenen stillen Reserven gemäss Art. 225-228 nachträglich besteuert, soweit während den der Umstrukturierung nachfolgenden fünf Jahren die übertragenen V...
	4  Zwischen inländischen Kapitalgesellschaften und Genossenschaften, welche nach dem Gesamtbild der tatsächlichen Verhältnisse durch Stimmenmehrheit oder auf andere Weise unter einheitlicher Leitung einer Kapitalgesellschaft oder Genossenschaft zusamm...
	5  Werden im Fall einer Übertragung nach Abs. 4 während den nachfolgenden fünf Jahren die übertragenen Vermögenswerte veräussert oder wird während dieser Zeit die einheitliche Leitung aufgegeben, werden die übertragenen stillen Reserven gemäss Art. 22...
	6  Entsteht durch die Übernahme der Aktiven und Passiven einer Kapitalgesellschaft oder einer Genossenschaft, deren Beteiligungsrechte der übernehmenden Kapitalgesellschaft oder Genossenschaft gehören, ein Buchverlust auf der Beteiligung, kann dieser ...
	1  Kapitalgesellschaften und Genossenschaften sowie Körperschaften gemäss Art. 65 Abs. 1 Ziff. 2 entrichten eine feste Gewinnsteuer von 5,1 Prozent des Reingewinns.
	2  Im massgebenden Reingewinn enthaltene Kapitalgewinne aus Veräusserung, Verwertung oder buchmässiger Aufwertung von Grundstücken, unterliegen der Grundstückgewinnsteuer gemäss Art. 141-152, soweit der Erlös den Erwerbspreis und die wertvermehrenden ...
	3  Gehört die Kapitalgesellschaft oder Genossenschaft zu einem internationalen Konzern, wird der Steuersatz unter Berücksichtigung der direkten Bundessteuer auf den vom ausländischen Staat akzeptierten minimalen Steuersatz erhöht.
	1  Kollektive Kapitalanlagen mit direktem Grundbesitz entrichten eine feste Gewinnsteuer von 2,55 Prozent des Reingewinns.
	2  Im massgebenden Reingewinn enthaltene Kapitalgewinne aus Veräusserung, Verwertung oder buchmässiger Aufwertung von Grundstücken, unterliegen der Grundstückgewinnsteuer gemäss Art. 141-152, soweit der Erlös den Erwerbspreis und die wertvermehrenden ...
	1  Der Ertrag der Gewinn- und Kapitalsteuer wird wie folgt aufgeteilt:
	2  Die Aufteilung zwischen der politischen Gemeinde und der Schulgemeinde erfolgt im Verhältnis der Steuerfüsse für natürliche Personen.
	1  Im Ausland wohnhafte, Empfängerinnen und Empfänger von Renten oder Kapitalleistungen, die sie aufgrund eines früheren öffentlich-rechtlichen Arbeitsverhältnisses von einer Arbeitgeberin oder einem Arbeitgeber oder einer Vorsorgeeinrichtung mit Sitz...
	2  Die Quellensteuer beträgt 3 Prozent der Bruttoeinkünfte.
	1  Im Ausland wohnhafte Empfängerinnen und Empfänger von Leistungen aus kantonalen privatrechtlichen Einrichtungen der beruflichen Vorsorge oder aus anerkannten Formen der gebundenen Selbstvorsorge sind diesbezüglich steuerpflichtig.
	2  Die Quellensteuer beträgt 3 Prozent der Bruttoeinkünfte.
	1  Die Steuerpflichtigen werden durch öffentliche Bekanntgabe oder Zustellung einer Mitteilung aufgefordert, die Steuererklärung in Papierform oder in elektronischer Form einzureichen. Das Formular für die Steuererklärung in Papierform ist bei der zus...
	2  Die Steuererklärung ist wahrheitsgemäss und vollständig auszufüllen und bei Einreichung in Papierform mit der persönlichen Unterschrift der steuerpflichtigen Person oder derjenigen der Vertretung zu versehen sowie samt den vorgeschriebenen Beilagen...
	3  Die steuerpflichtige Person, welche die Steuererklärung nicht oder mangelhaft ausgefüllt einreicht, wird unter Hinweis auf die Säumnisfolgen aufgefordert, das Versäumte binnen angesetzter Frist nachzuholen.
	4  Bei verspäteter Einreichung und bei verspäteter Rückgabe einer der steuerpflichtigen Person zur Ergänzung zurückgesandten Steuererklärung gilt die Frist als eingehalten, wenn die steuerpflichtige Person nachweist, dass sie durch Militärdienst, Land...
	1  Gesellschaften, welche nach dem 31. Dezember 2016, aber vor dem 1. Januar 2020 den Status als Holding- oder Verwaltungsgesellschaft gemäss Art. 88 und 89 des bisherigen Rechts verloren oder aufgegeben und dabei bestehende stille Reserven einschlies...
	2  Gesellschaften, welche gemäss Art. 88 und 89 des bisherigen Rechts besteuert wurden und die keinen Antrag gemäss Abs. 1 gestellt haben, können beantragen, dass die im Zeitpunkt des Statuswechsels bestehenden stillen Reserven einschliesslich des sel...
	1  Die Kinderzulage beträgt monatlich Fr. 240.-.
	2  Die Ausbildungszulage beträgt monatlich Fr. 290.-.
	3  Bei einer Anpassung der Mindestansätze gemäss Art. 5 Abs. 3 FamZG erhöht der Regierungsrat die kantonalen Ansätze im gleichen Verhältnis auf denselben Zeitpunkt.
	4  Die kantonalen Ansätze können auch unabhängig von einer Anpassung der Mindestansätze gemäss Art. 5 Abs. 3 FamZG erhöht werden.
	1  Diese Änderung untersteht dem fakultativen Referendum.
	2  Der Regierungsrat legt den Zeitpunkt des Inkrafttretens fest.

